
Anlage 2 

 
Wasserhaushaltsgesetz:  
 
§ 60 Abwasseranlagen 
(1) Abwasseranlagen sind so zu errichten, zu betreiben und zu unterhalten, dass die Anforderungen 
an die Abwasserbeseitigung eingehalten werden. Im Übrigen dürfen Abwasseranlagen nur nach den 
allgemein anerkannten Regeln der Technik errichtet, betrieben und unterhalten werden. 
 
(2) Entsprechen vorhandene Abwasseranlagen nicht den Anforderungen nach Absatz 1, so sind die 
erforderlichen Maßnahmen innerhalb angemessener Fristen durchzuführen. 
[…] 

 
§ 61 Abs. 2 Selbstüberwachung bei Abwassereinleitungen und Abwasseranlagen 

(2) Wer eine Abwasseranlage betreibt, ist verpflichtet, ihren Zustand, ihre Funktionsfähigkeit, 
ihre Unterhaltung und ihren Betrieb sowie Art und Menge des Abwassers und der Abwasse-
rinhaltsstoffe selbst zu überwachen. Er hat nach Maßgabe einer Rechtsverordnung nach 
Absatz 3 hierüber Aufzeichnungen anzufertigen, aufzubewahren und auf Verlangen der zu-
ständigen Behörde vorzulegen. 
 

 

Muster-Entwässerungssatzung:  

 

§ 9 Abs. 2 Grundstücksentwässerungsanlage 

(2) Die Grundstücksentwässerungsanlage und die Abwasserbehandlungsanlage im Sinn des 
Abs. 1 Satz 2 sind nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik herzustellen, zu 
betreiben, zu verbessern, zu erneuern, zu ändern, zu unterhalten, stillzulegen oder zu besei-
tigen. […] 
 
§ 12 Überwachung 
(1) Der Grundstückseigentümer hat die von ihm zu unterhaltenden Grundstücksanschlüsse, 
Messschächte und Grundstücksentwässerungsanlagen in Abständen von jeweils 20 Jahren 
ab Inbetriebnahme auf eigene Kosten durch einen fachlich geeigneten Unternehmer auf 
Mängelfreiheit prüfen und das Ergebnis durch diesen bestätigen zu lassen; für Anlagen in 
Wasserschutzgebieten bleiben die Festlegungen in der jeweiligen Schutzgebietsverordnung 
unberührt. Der Grundstückseigentümer hat der Gemeinde die Bestätigung innerhalb von vier 
Wochen nach Abschluss der Prüfung unaufgefordert vorzulegen. Festgestellte Mängel hat 
der Grundstückseigentümer unverzüglich beseitigen zu lassen. Bei erheblichen Mängeln ist 
innerhalb von zwei Monaten nach Ausstellung der Bestätigung eine Nachprüfung durchzu-
führen; Satz 2 gilt entsprechend. Die Frist für die Nachprüfung kann auf Antrag verlängert 
werden. 
 
 
§ 23 Abs. 2 Übergangsvorschrift 
 
(2) Anlagen im Sinn des § 12 Abs. 1 Halbsatz 1, die bei Inkrafttreten der Satzung bereits 
bestehen und bei denen nicht nachgewiesen wird, dass sie in den letzten 15 Jahren vor In-
krafttreten der Satzung nach den zur Zeit der Prüfung geltenden Rechtsvorschriften geprüft 
wurden, sind spätestens fünf Jahre nach Inkrafttreten der Satzung zu prüfen. 
 
 
 
 
 
 



Anlage 2 

Auszug aus der Bekanntmachung des BayStMI vom 06.03.2012 zum Erlass der über-
arbeiteten Muster-EWS: 
 
Zu § 9 Abs. 2 

Abs. 2 gibt sinngemäß die Anforderungen des § 60 Abs. 1 WHG wieder. Grundstücksent-
wässerungsanlagen und Abwasserbehandlungsanlagen sind nach den allgemein anerkann-
ten Regeln der Technik zu errichten, zu betreiben und zu unterhalten. Maßgebliche Regel 
der Technik für Grundstücksentwässerungsanlagen ist insbesondere die DIN 1986, für 
Kleinkläranlagen die DIN 4261 in Verbindung mit der DIN EN 12566. 
 
Zu § 12 Abs. 1  

Die bisher in Abs. 2 a. F. enthaltenen Überwachungspflichten des Grundstückseigentümers 
für die von ihm zu unterhaltenden Anlagen werden nunmehr – entsprechend der Bedeutung 
und des Gewichts dieser Pflicht – in Abs. 1 geregelt. Der Grundstückseigentümer trägt die 
Verantwortung für den ordnungsgemäßen Betrieb und Unterhalt der von ihm zu unterhalten-
den Anlagen, insbesondere der Grundstücksentwässerungsanlage (vgl. § 9 Abs. 2). 

Die Prüfungsintervalle werden an die einschlägige Regel der Technik DIN 1986 Teil 30 an-
gepasst. Nach der erstmaligen Prüfung der Anlage vor Inbetriebnahme sind die Folgeunter-
suchungen erst in Abständen von 20 Jahren durchzuführen. Bei Regenwasserkanälen kann 
auch ein noch großzügigeres Prüfintervall in Betracht gezogen werden. Auf die Übergangs-
regelung in § 23 Abs. 2 Satz 1 wird hingewiesen. § 12 Abs. 1 Halbsatz 2 gibt informatorisch 
die durch das Wasserrecht in der jeweiligen Schutzgebietsverordnung gemäß § 3 Abs. 1 Nr. 
3.7 der Musterverordnung für Wasserschutzgebiete verkürzten Prüfintervalle wieder. Hier-
nach bedarf es alle fünf Jahre einer optischen Inspektion und alle zehn Jahre einer Druck-
prüfung.  

Die geforderte (Nach-)Prüfbestätigung, die der Grundstückseigentümer innerhalb von vier 
Wochen nach Abschluss der Prüfung unaufgefordert der Gemeinde vorzulegen hat, darf 
auch künftig nur ein fachlich geeigneter Unternehmer im Sinn des § 3 Nr. 14 (siehe Nr. 5 
Buchst. i) ausstellen. Eine Überprüfung und Bestätigung nach Abs. 1 durch Bedienstete der 
Gemeinde kommt dagegen nicht in Betracht, da es sich hierbei in der Regel um keine kom-
munale Aufgabe handelt und auch die Voraussetzungen des Art. 7 Satz 1 Mittelstandsförde-
rungsgesetz nicht vorliegen dürften. Die Möglichkeiten der Gemeinde nach Abs. 5 bleiben 
unberührt. 


